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Vollzug des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) 
und des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG);  
Planfeststellungsverfahren mit integrierter Um-
weltverträglichkeitsprüfung für den 6-streifigen 
Ausbau der BAB A6 Heilbronn-Nürnberg (Bau-km 
775+600 bis 781+800), Streckenabschnitt AS 
Schwabach-West bis AS Roth, im Bereich der 
Städte Schwabach und Nürnberg und der Gemein-
den Rednitzhembach, Kammerstein und Rohr 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfran-
ken vom 30. Dezember 2011 Gz. 32-4354.1-1/10 
 
Mit Planfeststellungsbeschluss (einschließlich Rechts-
behelfsbelehrung) der Regierung von Mittelfranken 
vom 30.12.2011, Gz. 32-4354.1-1/10, ist der Plan für 
den 6-streifigen Ausbau der BAB A 6 Heilbronn-
Nürnberg (Bau-km 775+600 bis 781+800), Strecken-
abschnitt AS Schwabach-West bis AS Roth, im Be-
reich der Städte Schwabach und Nürnberg und der 
Gemeinden Rednitzhembach, Kammerstein und Rohr 
gemäß § 17 Satz 1 FStrG und Art. 74 Abs. 1 Satz 1 
des Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVw-
VfG) festgestellt worden. 
 
Der Vorhabensträgerin wurden Auflagen erteilt. 
 
In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle recht-
zeitig vorgetragenen Einwendungen, Forderungen 
und Anregungen entschieden worden. 
 
Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann in-
nerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
Klage beim 
 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof, 
Ludwigstraße 23, 80539 München, 

 
schriftlich erhoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sind innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach 
Klageerhebung anzugeben. Das Gericht kann Erklä-

rungen oder Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser 
Frist vorgebracht werden, zurückweisen und ohne 
weitere Ermittlungen entscheiden, wenn ihre Zulas-
sung nach der freien Überzeugung des Gerichts die 
Erledigung des Rechtsstreits verzögern würde und 
der Kläger die Verspätung nicht genügend entschul-
digt (§ 87 b Abs. 3 VwGO). Der angefochtene Be-
schluss soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof muss 
sich jeder Beteiligte, außer im Prozesskostenhilfever-
fahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten las-
sen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die 
ein Verfahren vor dem Bayerischen Verwaltungsge-
richtshof eingeleitet wird. Prozessbevollmächtigter 
kann ein Rechtsanwalt oder eine sonst nach § 67 
Abs. 4 VwGO und nach § 5 RDGEG zur Vertretung 
berechtigte Person oder Organisation sein. Die Kla-
geerhebung in elektronischer Form (z. B. durch E-
Mail) ist unzulässig. 
 
Die Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Plan-
feststellungsbeschluss hat keine aufschiebende Wir-
kung. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung der Anfechtungsklage gegen den vorstehen-
den Planfeststellungsbeschluss nach § 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines Monats nach 
der Bekanntgabe dieses Planfeststellungsbeschlus-
ses bei dem oben bezeichneten Gericht gestellt und 
begründet werden. Treten später Tatsachen ein, die 
die Anordnung der aufschiebenden Wirkung rechtfer-
tigen, so kann ein hierauf gestützter Antrag nach § 80 
Abs. 5 Satz 1 VwGO innerhalb einer Frist von einem 
Monat gestellt werden. Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, in dem der Beschwerte von den Tatsachen 
Kenntnis erlangt. 
 
Der Planfeststellungsbeschluss liegt mit einer Ausfer-
tigung des festgestellten Plans in der Zeit von 
 

14.02.2012 bis einschließlich 27.02.2012 
 
- bei der Stadt Schwabach, Stadtplanungsamt, Alb-
recht-Achilles-Str. 6/8, 1. OG, Zi. 125, 91126 Schwa-
bach 

Bekanntmachungen der Regierung von Mittelfranken 

Im Alter von 96 Jahren verstarb unser ehemali-
ger Mitarbeiter 
 

Herr Karl Amm 
 

Nach mehr als 19-jähriger Tätigkeit in der Beihil-
festelle der Regierung von Mittelfranken trat er 
mit Ablauf des Monats August 1977 in den Ruhe-
stand. 
 
Wir gedenken seiner in Trauer. 
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- bei der Stadt Nürnberg, Servicebetrieb Öffentlicher 
Raum, Wegerecht, Peuntgasse 5, Zi. 112, 90402 
Nürnberg, 

- der Gemeinde Rednitzhembach, Rathausplatz 1, 
Bauamt, 91126 Rednitzhembach, 

- der Gemeinde Kammerstein, Dorfstr. 10, Bauamt, 
1. OG, Zi. 9, 91126 Kammerstein, sowie 

- der Gemeinde Rohr, Alte Gasse 1, Bauamt, Zi. 03, 
91189 Rohr, 

 
während der allgemeinen Dienstzeiten zu jedermanns 
Einsicht aus. 
 
Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss allen 
Betroffenen und denjenigen gegenüber, die Einwen-
dungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben 
haben, als zugestellt (Art. 74 Abs. 5 Satz 3 BayVw-
VfG). 
 
Bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist kann der Plan-
feststellungsbeschluss von den Betroffenen und den-
jenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben ha-
ben, bei der Regierung von Mittelfranken schriftlich 
angefordert werden. 

 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 

 
MFrABl S. 30 

 
 
 
 
 
 
 

Neunte Verordnung 
zur Änderung des Regionalplans der 

Industrieregion Mittelfranken 
 

I. 
 
Auf Grund des Art. 19 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung 
mit Art. 11 Abs. 5 Satz 2 des Bayerischen Landespla-
nungsgesetzes (BayLplG) vom 27. Dezember 2004 
(GVBl S. 521, BayRS 230-1-W) hat die Regierung 
von Mittelfranken als höhere Landesplanungsbehörde 
mit Bescheid vom 18.01.2012 die Neunte Verordnung 
zur Änderung des Regionalplans der Industrieregion 
Mittelfranken für verbindlich erklärt. Die Verordnung 
wird gem. Art 19 Abs. 1 Satz 2 BayLplG nachfolgend 
veröffentlicht. 
 
Die Änderung des Regionalplans der Industrieregion 
Mittelfranken liegt gemäß Art. 15 Satz 1 BayLplG ab 
dem Tag des In-Kraft-Tretens bei der Regierung von 
Mittelfranken als höhere Landesplanungsbehörde 
(Promenade 27, 91522 Ansbach, Zimmer Nr. 452) 
während der für den Parteiverkehr festgelegten Zei-
ten zur Einsicht aus. Darüber hinaus ist die Änderung 
in das Internet eingestellt (http://www.industrieregion-
mittelfranken.de). 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen des Art. 20 Abs. 2 Sätze 
1, 2 und 4 BayLplG wird hingewiesen. 
Demnach wird eine Verletzung von Verfahrens- oder 

Formvorschriften, die nicht nach Art. 20 Abs. 1 
BayLplG unbeachtlich oder nach Art. 20 Abs. 2 
Satz 4 BayLplG in jedem Fall beachtlich ist, dann 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
nach der Bekanntgabe des Regionalplans schriftlich 
gegenüber dem Planungsverband Industrieregion 
Mittelfranken, Hauptmarkt 18/IV, 90403 Nürnberg, 
geltend gemacht wird; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung begründen soll, ist darzulegen. 
 
Ansbach, 18. Januar 2012 
 

Regierung von Mittelfranken 
Dr.   B a u e r 

Regierungspräsident 
 
 
 
 
 
 

Neunte Verordnung 
zur Änderung des Regionalplans der 

Industrieregion Mittelfranken (7) 
 

vom 26. September 2011 
 

Der Planungsverband Industrieregion Mittelfranken 
erlässt auf Grund von Art. 19 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 
1 i. V. m. Art. 11 Abs. 5 Satz 2 des Bayerischen Lan-
desplanungsgesetzes vom 27. Dezember 2004 (GVBl 
S. 521) folgende Verordnung zur Änderung der nor-
mativen Vorgaben des Regionalplans der Industriere-
gion Mittelfranken in der Fassung der Bekanntma-
chung über die Verbindlicherklärung vom 15. Juni 
1988 (GVBl S. 170), zuletzt geändert durch Bekannt-
machung über die Verbindlicherklärung vom 21. Ja-
nuar 2011 (Mittelfränkisches Amtsblatt S. 15): 

 
§ 1 

 
Nr. 3.1.1.2 der normativen Vorgaben des Kapitels B V 
erhält folgende Fassung: 

 
3.1.1.2 (Z) Folgende Gebiete werden als Vorrangge-

biete für den Bau und die Nutzung raumbe-
deutsamer Windkraftanlagen (Vorranggebiete 
Windkraft) ausgewiesen: 

 
 Landkreis Erlangen-Höchstadt 

 

 - WK 1 (Stadt Herzogenaurach) 
 - WK 2  (Stadt Herzogenaurach) 
 - WK 3  (Stadt Herzogenaurach) 

 
 Landkreis Fürth 

 
 - WK 4  (Markt Cadolzburg/Gemeinde 
   Veitsbronn) 
 - WK 5  (Gemeinde Großhabersdorf) 
 - WK 6  (Gemeinde Großhabersdorf) 
 - WK 7  (Markt Roßtal) 

 
 Landkreis Nürnberger Land 

 

 - WK 8  (Stadt Altdorf b. Nürnberg/ 
   Gemeinde Offenhausen) 
 - WK 9  (Gemeinde Alfeld) 
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 Landkreis Roth 
 

 - WK 10 (Markt Allersberg) 
 - WK 11 (Markt Allersberg) 
 - WK 12 (Stadt Hilpoltstein) 
 - WK 13 (Stadt Hilpoltstein) 

 
 Ihre Lage und Abgrenzung bestimmt sich 

nach Tekturkarte 7 und Tekturkarte 9 zu Karte 
2 „Siedlung und Versorgung“, die Bestandteil 
des Regionalplans sind.  

 
 In den Vorranggebieten für den Bau und die 

Nutzung raumbedeutsamer Windkraftanlagen 
sind raumbedeutsame Nutzungen ausge-
schlossen, soweit diese mit der vorrangigen 
Funktion Nutzung der Windkraft nicht verein-
bar sind. 

 
§ 2 

 
Diese Verordnung tritt am Ersten des auf die Veröf-
fentlichung folgenden Monats in Kraft. 

 
Nürnberg, 26. September 2011 

 
Planungsverband Industrieregion Mittelfranken (7) 

gez. 
i. V. Matthias Thürauf 
Oberbürgermeister 

stellv. Verbandsvorsitzender 
 

Anlage: 1 Karte als Beilage 
 

MFrABl S. 31 
 
 

Bekanntmachung der Planungsverbände 

Bekanntmachung des  
Regionalen Planungsverbandes  

Westmittelfranken  
vom 30. Januar 2012 

 
Entscheidung des Bayer. Verwaltungsgerichtshofs 
 
Aus dem Urteil des Bayer. Verwaltungsgerichtshofs 
vom 9. November 2011 - Az. 4 N 10.1322 - wird fol-
gende Entscheidungsformel veröffentlicht: 
 
Die 6. Verordnung zur Änderung des Regional-
plans der Region Westmittelfranken (8) vom 
26. Januar 2009 wird insoweit für unwirksam er-
klärt, als damit die in der vorherigen Fassung des 
Regionalplans enthaltene Festsetzung eines Vor-
behaltsgebietes für Windkraft (WK 17) bei Insingen 
aufgehoben wurde. 

 
Ansbach, 30. Januar 2012 
 

Rudolf Schwemmbauer 
Landrat 

Vorsitzender des Planungsverbandes 
 

MFrABl S. 32 
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Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes Brombachsee 

für das Haushaltsjahr 2012 
 
Auf Grund des § 22 der Verbandssatzung vom 
18.04.1972 (RABl Nr. 11 S. 55), zuletzt geändert 
durch Satzung vom 23.07.2008, veröffentlicht im Mit-
telfränkischen Amtsblatt Nr. 18/2008 vom 05.09.2008 
in Verbindung mit den Art. 40 und 41 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit und den Art. 
63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der Zweckver-
band Brombachsee folgende 
 

Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2012 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen 
und Ausgaben mit 5.679.380 € 
 
und im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen 
und Ausgaben mit 886.700 € 
 
ab. 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaus-
halt werden in Höhe von 150.000 € festgesetzt. Dafür 
sind 2013 Kredite vorgesehen. 

 
§ 4 
 

Das Umlagesoll beträgt 
 
a) im Verwaltungshaushalt 862.620 € 
b) im Vermögenshaushalt 302.000 € 
 
Der Umlageschlüssel ergibt sich aus § 24 der Ver-
bandssatzung. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 250.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2012 
in Kraft. 
 

Ramsberg, 16. Januar 2012 
 

Zweckverband Brombachsee 
Gerhard Wägemann 

Landrat und 
Zweckverbandsvorsitzender 

 
Der Zweckverband Brombachsee hat die Haushalts-
satzung für das Haushaltsjahr 2012 der Regierung 
von Mittelfranken als Rechtsaufsichtsbehörde vorge-
legt. 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen 
in Höhe von 150.000 € in § 3 der Haushaltssatzung 
wurde mit RS vom 12.01.2012, Nr. 12.31-1512l-7/11 
rechtsaufsichtlich genehmigt. 
 
Gemäß Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 
Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 KommZG und § 30 
Abs. 1 der Verbandssatzung wird die Haushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2012 hiermit amtlich be-
kannt gemacht. 
 
Der Haushaltsplan liegt in der Zeit vom 13.02.2012 
bis einschließlich 20.02.2012 in der Geschäftsstelle 
des Zweckverbandes, Obere Dorfstraße 3, 91785 
Pleinfeld-Ramsberg während der allgemeinen Ge-
schäftsstunden öffentlich zur Einsicht auf. 
 
Ramsberg, 16. Januar 2012 
 

Zweckverband Brombachsee 
gez. 

Gerhard Wägemann 
Landrat und 

Zweckverbandsvorsitzender 
 

MFrABl S. 33 
 

 

Bekanntmachungen der Zweckverbände 
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Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes  

Kommunale Verkehrsüberwachung 
im Großraum Nürnberg 

für das Haushaltsjahr 2012 
 
Der Zweckverband Kommunale Verkehrsüberwa-
chung im Großraum Nürnberg erlässt auf Grund § 18 
der Verbandssatzung vom 20.11.2009 i. V. m. Art. 40 
ff. des Gesetzes über die kommunale Zusammenar-
beit i. d. F. der Bek vom 20. Juni 1994 (GVBl S. 555, 
ber. 1995, S. 98), zuletzt geändert durch § 13 des 
Gesetzes vom 27. Juli 2009 (GVBl S. 400) und Art. 
63 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
i. d. F. der Bek vom 22. August 1998 (GVBl S. 796), 
zuletzt geändert durch § 10 des Gesetzes vom 
27. Juli 2009 (GVBl S. 400), folgende Haushaltssat-
zung: 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2012 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt 
 
im Ergebnishaushalt mit 
 
dem Gesamtbetrag der Erträge von 9.064.600 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen 
von  9.064.200 € 
und dem Saldo (Jahresergebnis) von 400 € 
 
im Finanzhaushalt 
 
a) aus laufender Verwaltungstätigkeit mit 
 dem Gesamtbetrag der 
 Einzahlungen von 9.064.600 € 
 dem Gesamtbetrag der 
 Auszahlungen von 8.864.400 € 
 und einem Saldo von 200.200 € 
 
b) aus Investitionstätigkeit mit 
 dem Gesamtbetrag der 
 Einzahlungen von 0 € 
 dem Gesamtbetrag der 
 Auszahlungen von 110.000 € 
 und einem Saldo von - 110.000 € 
 
c) aus Finanzierungstätigkeit mit 0 € 
 dem Gesamtbetrag der 
 Einzahlungen von 0 € 
 dem Gesamtbetrag der 
 Auszahlungen von 0 € 
 und einem Saldo von 0 € 
 
d) und dem Saldo des Finanzhaushalts 
 von 90.200 € 
 
ab. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Aus-
zahlungen für Investitionen und Investitionsförde-

rungsmaßnahmen in künftigen Jahren werden nicht 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Eine Verbandsumlage wird nicht erhoben. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Auszahlungen nach dem Haushaltsplan 
wird auf 1.000.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die als „künftig umzuwandeln“ (ku) bezeichneten 
Planstellen sind beim Freiwerden in Planstellen der 
nächstniedrigeren oder der besonders vermerkten 
Besoldungs- und Entgeltgruppe umzuwandeln. 
 
Die im Stellenplan als „künftig wegfallend“ (kw) be-
zeichneten Planstellen sind mit dem Ausscheiden der 
Stelleninhaber oder zu den besonders vermerkten 
Ereignissen aufgehoben. 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt zum 1. Januar 2012 in 
Kraft. 
 
Nürnberg, 2. Februar 2012 
 

Zweckverband 
Kommunale Verkehrsüberwachung 
im Großraum Nürnberg (ZV KVÜ) 

Dr. Ulrich Maly 
Verbandsvorsitzender 

 
Der Zweckverband „Kommunale Verkehrsüberwa-
chung im Großraum Nürnberg (ZV KVÜ)“ hat die 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 der 
Regierung von Mittelfranken als Rechtsaufsichtsbe-
hörde vorgelegt. 
 
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile. 
 
Gemäß Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 
Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 KommZG und § 24 
der Verbandssatzung wird die Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2012 hiermit amtlich bekannt ge-
macht. 
 
Der Haushaltsplan 2012 liegt in der Zeit vom 
13.02.2012 bis einschließlich 20.02.2012 in der Ge-
schäftsstelle des Zweckverbandes, Gleißbühlstraße 
14/V, 90402 Nürnberg während der allgemeinen Ge-
schäftsstunden öffentlich zur Einsicht auf. 
 
Nürnberg, 2. Februar 2012 
 

Zweckverband 
Kommunale Verkehrsüberwachung 
im Großraum Nürnberg (ZV KVÜ) 

gez. 
Dr. Ulrich Maly 

Verbandsvorsitzender 
 

MFrABl S. 34 
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1. Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes Wasserversorgung 

Fränkischer Wirtschaftsraum WFW 
für das Wirtschaftsjahr 2012 

 
Auf Grund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern (BayRS 2020-1-1-I) i. V. mit Art. 
40 ff. des Gesetzes über kommunale Zusammenar-
beit (BayRS 2020-6-1-I), den §§ 13 bis 17 der Eigen-
betriebsverordnung (BayRS 2023-7-I) und §§ 13 Abs. 
1 Ziffer 2, und 26 der Verbandssatzung erlässt der 
Zweckverband „Wasserversorgung Fränkischer Wirt-
schaftsraum“ folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das 
Wirtschaftsjahr 2012 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt 
 
im Erfolgsplan 
- in den Erträgen mit 14.532.000 € 
- in den Aufwendungen mit 14.532.000 € 
 
und im Vermögensplan 
in den Einnahmen und Ausgaben  
mit jeweils 18.021.000 €. 

 
§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kredit-Aufnahmen für Investiti-
onen und Investitionsförderungsmaßnahmen (ohne 
Umschuldungen) wird auf 1.578.000 € festgesetzt. 

 
§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan 
werden nicht festgesetzt. 

 
§ 4 
 

Entfällt. 
 
§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan 
wird auf 2.400.000 € festgesetzt. 

 
§ 6 
 

Die Wasserpreise für das Jahr 2012 werden gemäß 
§ 11 des Wasserlieferungsvertrages wie folgt festge-
legt: 
 
- Arbeitspreis je m3 0,0923 € 
- Grundpreis je m3 der bestellten 
 Tageshöchstmenge 63,69 €. 
 
Weisen die Jahreserfolgsrechnungen des Planungs-
zeitraumes 2009 bis 2012 insgesamt Mehrergebnisse 
gegenüber der Erfolgsplanung 2009 bis 2012 auf, so 
werden die Grund- und Arbeitspreise rückwirkend 
geändert. 
 

§ 7 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2012 
in Kraft. 

 
Genehmigt wurde die vorliegende Haushaltssatzung 
2012 mit dem Schreiben der Regierung von Mittel-
franken vom 13. Dezember 2011 (12.31-1512d-9/11). 
 
Nürnberg, 13. Januar 2012  
 

Zweckverband Wasserversorgung 
Fränkischer Wirtschaftsraum 

Gerald Raschke 
Verbandsvorsitzender 

 
Der Zweckverband Wasserversorgung Fränkischer 
Wirtschaftsraum - WFW - hat die Haushaltssatzung 
für das Wirtschaftsjahr 2012 der Regierung von Mit-
telfranken als Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. 
 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen in Höhe von 
1.578.000 € in § 2 der Haushaltssatzung wurde mit 
RS vom 13.12.2011 Gz. 12.31-1512d-9/11 rechtsauf-
sichtlich genehmigt.  
 
Gemäß Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 
Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 KommZG und § 33 
Abs. 1 der Verbandssatzung wird die Haushaltssat-
zung für das Wirtschaftsjahr 2012 hiermit amtlich 
bekannt gemacht. 
 
Der Wirtschaftsplan liegt in der Zeit vom 13.02.2012  
bis einschließlich 20.02.2012 in der Geschäftsstelle 
des Zweckverbandes, Am Plärrer 43, 90338 Nürn-
berg während der allgemeinen Geschäftsstunden 
öffentlich zur Einsicht auf. 
 
Nürnberg, 2. Februar 2012 

 
Zweckverband Wasserversorgung 
Fränkischer Wirtschaftsraum 

- WFW - 
gez. 

Gerald Raschke 
Verbandsvorsitzender 
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